
Bundessozialgericht

Az„=l2_Bé_äléléä
I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am ' '
12„ Dezember 1968

U r t e i l

lin dem Rechtsstreit

Kläger und.Revisionsbeklagter„

Prozeßbevollmächtigte: „„..„ ............ . ..... ‚

; Beklagte und Revisionsklägerin„

Der 12„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom l2„ Dezember 1968 durch

SenatspräSident R a a c k

. ' — Vorsitzender — „
Bundesrichtery

/ _
S c h m i d t h a l s

"und

Bundesrichter . Dr° F r i e d e r i c h s ,

Bundessozialrichter Dr„ S c h u p p und

Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts Schleswig vom 23„ August 1965 aufge—

hoben° Die Klage wird abgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten:)
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Der Kläger begehrt für die Zeit seiner stationären Heil—

behandlung Statt des in Höhe seiner Rente wegen
Erwerbse

unfähigkeit (EU) festgesetzten Übergangsgeldes ein gemäß
5 1241 Abs„ 2 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

nach seinem letzten Arbeitsentgelt berechnetes höheres

Übergangsgeld° Zu entscheiden ist‚ ob der Empfänger einer

Rente wegen EU zu den "Versicherten" im Sinne des @ l24l_

Abs° 2 Satz 2 RVO gehört und ob die Beschlüsse der Organe

der Beklagten über die Höhe des Übergangsgeldes‚ die gemäß

den vom Verband Deutscher Rentenversicherungströger (VDR)

erlassenen "Richtlinien über die Zahlung von Übérgangsgeld

bei Durchführung von Gesundheitsmaßnahmen — Heilbehandlung

und Berufsförderung — wegen Tuberkulose durch die Träger

der Rentenversicherung” vom l8„ August 1960 ergangen sind9

dem Gesetz entsprechen‚ soweit sie für Rentner? die zur

Zeit nicht rentenversichert sind‚ das Übergangsgeld in

Höhe der Rente festsetzeno

Der im Jahre 1925 geborene Kläger erkrankte im November 1959

an einer aktiven behandlungsbedürftigen Tuberkulose? die

wiederholte stationäre Heilbehandlung erforderte° Er bezog

seit dem 26° April 1965 Rente wegen Brwerbsunfähigkeito

Durch Bescheid vom 28° Oktober 1964 gewährte die Beklagte

\ihm gemäß % 1244 a RVG wiederum stationäre Heilbehandlung‚

die am 5„ November 1964 begann und am 9" März 1965 endeteo

In dem Bescheid stellte die Beklagte fest‚ dem Kläger könne
Übergangsgeld nicht gewährt werden, weil die Rente den ihm

zustehenden Übergangsgeldsatz überschreite°
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Das Sozialgericht (SG) hat den Bescheid abgeändert und die
Beklagte verurteilt‚ dem Kläger einen neuen Bescheid dahin

zu erteilen, daß ihm für die Zeit vom 5„ November 1964 bis

zum 9„ März 1965 ein Übergangsgeld von täglich 15‚— DM

unter Anrechnung der gezahlten Rente gewährt werdeg_es hat

die Berufung zugelassen° Das SG hat entschieden, dem Kläger

sei für die Zeit der Heilbehandlung ein nach seinem letzten

Arbeitsentgelt berechnetes Übergang8geld gemäß 5 1244 a

Abs° 6 in Verbindung mit € 1241 Abs° 2 Satz 2 BVG zu gewäh—
ren? weil er trotz des Bezuges der Erwerbsunfähigkeitsrente

während der Heilbehandlung "Versicherter" im Sinne dieser

Vorschrift gewesen sei„

Gegen das Urteil hat die Beklagte Sprungrevision eingelegt,

mit der sie unriohtige Anwendung des % 1241 RVO rügt° Sie

meint, in 5 1256 RVO und in 5 1244 a RVO werde zwischen
Versicherten und Renthern ausdrücklich unterschieden° Zu

den Versicherten seien nur diejenigen zu zählen, die keine

Rente* erhielten°

Die Beklagte beantragt‚ unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils die Klage abzuweisen„

Der Kläger beantragt‚ die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision der Beklagten ist begründet„

Die Revision wendet sich zu Recht gegen die Entscheidung

des SG5 dem Kläger sei für die Zeit seiner stationären

Heilbehandlung ein gemäß 5 1241 Abs° 2 Satz 2 RVGnach
seinem letzten Arbeitsentgelt berechnetes Ubergangsgeld

zu zahlen„ Entgegen der Ansicht des SG gehören zu den

- 5 _
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Versicherten ins; des 5 1241 Abso 2 Satz 2 BVG die Bezieher
einer Rente wegen EU nicht°

Die Beklagte hat dem Kläger? der seit 1959 keine'versichee

rungspflichtige Beschäftigung mehr ausübte und seit dem

26° April 1963 EU—Rente bezog„ durch Bescheid vom 28„ Okto—
ber 1964 Heilbehandlung für die Zeit vom 30 November 1964

bis zum 9„ März 1965 gemäß 5 1244 a EVO gewährt, der in Abs„
6 Buchst° a vorschrcibt, daß Versicherte sowie Rentner bis

zur Vollendung des 650 Lebensjahres für die Dauer ihrer
stationären Heilbehandlung Ubergangsgeld erhalteno Die

Höhe des Übergangsgeldes wird gemäß@1241 Abso 2 durch
übereinstimmende Beschlüsse der Organe des Trägers der

‘
Rentenversicherung unter Berücksichtigung der Zahl der von
dem Betreuten vor Beginn der Maßnahmen überwiegend unter—

haltenen Familienangehörigen festgesetzt (Satz 1)° Das ‘

Übergangsgeld für Versicherte beträgt mindestens 50 vom
Hundert und höchstens 80 vom Hundert des Arbeitsentgeltes

oder Arbeitseinkommens, das im Durchschnitt der letzten

zwölf mit Beiträgen belegten Monate oder, wenn dies für den

Betreuten günstiger ist, im Durchschnitt der letzten sechs—

unddreißig mit Beiträgen belegten Monate der Beitragsent—

richtung zugrunde lag (Satz 2)° Nach @ 1241 Abso 3 BVG wird
Übergangsgeld insoweit nicht gewährt‚ als der Betreute während

der Durchführung der Maßnahmen Arbeitsentgelt? anderes

Erwerbseinkommen oder eine Rente aus der Rentenversicherung

der Arbeiter9 der Rentenversicherung der Angestellten oder

der knappschaftlichen Rentenversicherung beziehto

Die Organe der Beklagten, Vorstand und Vertreterversammlung‚

haben durch Beschlüsse vom 50 November 1960 bzw„ vom 21„ De—

zember 1960 die Höhe des Ubergangsgeldes gemäß@1241 Abso 2
BVG in der Weise festgesetzt9 daß sie die vom VDR erlassenen

“Richtlinien über die Zahlung von Übergangsgeld bei Durch—

führung von Gesundheitsmaßnahmen — Heilbehandlung und Berufs—
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förderung — wegen Tuberkulose durch die Träger der

Rentenversicherung" vom 18° August 1960 für die Beklagte

mit Wirkung vorn1° Januar 1961 für verbindlich erklärt
haben, In diesen Richtlinien des VDR ist bestimmt, daß
Rentner, die zezo nicht rentenversichert sind, ein
Übergangsgeld in Höhe der Rente erhalten°

Daß dem Kläger, der das fünfundseehzigste Lebensjahr

noch nicht vollendet hat, als einem Empfänger von Rente

wegen EU für die Zeit seiner stationären Heilbehandlung

gemäß @.J244 a Abs, 6 Buchst, a RVO an sich Übergangs—

geld zu gewähren ist, bestreitet auch die Beklagte nicht°
Sie ist aber zu Recht der Auffassung, daß der Kläger

Zahlung von Übergangsgeld nicht beanspruchen kann, weil

ihm nach den vorgenannten Beschlüssen als nichtrenten—

versichertem — gemeint ist hier als nicht rentenver—

sicherungspflichtig beschäftigtem und in der Rentenver—

sicherung nicht freiwillig versichertem — Rentner ein

Übergangsgeld in Höhe seiner Rente zusteht, auf das
Übergangsgeld gemäß @ 1241 Abs° 3 RVO die Rente anzurech—

nen ist und Übergangsgeld und Rente sich gegenseitig auf—

heben°

Das Gesetz hat es in @ 1241Abs° 2 Satz 1 BVG den Organen
des Rentenversicherungsträgers übertragen, die Höhe des

Übergangsgeldes festzusetzen° Es kann daher nur geprüft

werden, ob die Organe der Beklagten die gesetzlichen
Grenzen des ihnen eingeräumten Ermessens eingehalten und

von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung ent—

sprechenden Weise Gebrauch gemacht haben, wenn sie die

Richtlinien des VDR über die Zahlung des Übergangsgeldes

für die Beklagte für verbindlich erklärt und damit das

Übergangsgeld für Rentner, die zur Zeit der Bewilligung
der Rehabilitationsmaßnahmen nicht rentenversicherungs-

pfliohtig beschäftigt und in der Rentenversicherung nicht
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freiwillig versichert sind, in Höhe der Rente festgesetzt

habeno Dies ist im Gegensatz zu den Auffassungen des SG

und der Revision zu bejahen; denn für Empfänger von Renten

wegen EU gilt die Vorschrift des 5 1241 Abs° 2 Satz 2 BVD
nicht°

Das SG hat angenommen‚ der Kläger gehöre auch als Empfänger

einer Rente wegen EU zu den Versicherten im Sinne uoao der

@$ 1236 Abs„ 1, 1244 a Abs„ 1 RVO, weil er die in @ 1244 a
Abs„ 2 Satz 1 RVO für Versicherte aufgestellten Voraus—

setzungen erfülle; denn er habe die Wartezeit nach @ 1246

Abso 3 EVO erfüllt; sodann seien auch erwerbsunfähige Rentner

dem Begriff der Versicherten im Sinne des 5 1236 Abs° 1 RVO

zuzuordnen? wenn für sie die dort angeführten Bedingungen

erfüllt seieno Hieraus sei zu folgern, daß auch der Empfänger

einer Rente wegen EU Versicherter im Sinne des 5 1241 Abs° 2

Satz 2 RVO sei„ Dem kann indessen nicht gefolgt werden?

Zwar gehören die Empfänger von Renten wegen Berufsunfähig—

keit (BU) oder wegen EU nach dem Recht der seit dem

10 Januar 1957 geltenden Rentenversicherungs—Neuregelungs—

gesetze auch zu den Versicherten im Sinne der allgemeinen

Vorschriften der RVO‚ wie schon der Wortlaut des © 1254

Absc 2 Satz 1 RVO zeigt und noch des näheren dargelegt wird°

Hierin stimmen auch die Beteiligten übereino Gleichwohl (

habendie Bestimmungender 55 1236Ahso1, 1241Abs„ 2 Satz
2 bis 4 RVO und des @ 1244 a Abs° 2 RVO keine Bedeutung für

Versicherte, die bereits vor Beginn der Maßnahmen eine Rente

wegen BU oder EU beziehen° Diese Rentner im Sinne des

% 1244 a RVO und diese Empfänger von Rente im Sinne des

5 1236 Abs° 2 RVO rechnen nicht zu den "Versicherten" im
Sinne der @@ 1236 ff RVO über Maßnahmen zur Erhaltung9 Besse—

rung und Wiederherstellung der Brwerbsfähigkeit, weil das

Gesetz sich in diesen Bestimmungen besonderer Begriffe be«

dient, wenn es von "Versicherten" einerseits und von “Empfän—
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gern von Rente" oder von "Rentnern" andererseits sprichto

Das Gesetz trifft in diesen besonderen Vorschriften eine

eigene, v0n den übrigen Vorschriften des 4° Buches der

RVG unabhängige und nur für Rehabilitationsmaßnahmen

geltende Unterscheidung der Begriffe "Versicherter“,

"Rentner" und "Empfänger von Rente“ im Sinne des © 1256

Abso 2 RVOC

Der Wortlaut des @ 1241 Abs° 2 Satz 2 RVG trägt aller—

dings nicht der sonst in den @@1256 ff RVG vorgesehenen

Unterscheidung von Versicherten und Rentnern in vollem
Umfang Rechnung° In seinem ersten Teil wird von "Vere

sicherten" und in seinem zweiten Teil von "Betreuten"

gesprochene Das Wort Betreuter kehrt auch in @ 1241 Abs„

2 Satz 4 RVG wieder‚ obgleich diese Vorschrift sich aus»

»drücklich nur auf Satz 2 und 5, also die Versicherten,

bezieht° Der Wortlaut der Vorschrift könnte zur Begrün—

dung der Ansicht herangezogen werden - hierauf beruft

sich auch die Revision —‚ die Worte "Versicherter" und

"Betreuter" würden hier gleichbedeutend gebraucht, so

daß die Regelungen in 5 1241 Abso 2 Satz 2 bis 4 RVG

auch für Rentner im Sinne des 5 1244 a RVG und für Renten—

empfänger im Sinne des @ 1236Abs° 2 RVO zu gelten hätten,
weil der Begriff "Betreute" wie in 5 1241 Abs° 2 Satz 1

RVG alle nach 5 1236 ff RVG Berechtigten umfaßt, also
Versicherte und Rentner° Daß dem Wortlaut des @ 1241 Abs„

2 Satz 2 bis 4 RVG diese Bedeutung indessen nicht zu-
kommt, zeigt die getroffene gesetzliche Regelung selbst

und die Entstehungsgeschichte der 55 1236 ff RVOO

Bereits die wiederholte und ausdrückliche Gegenüberstel«

lung der Versicherten und der Rentner im I° Teil des

Zweiten Abschnitts der RVGüber MaßnahmenZur Erhaltung,
Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit

sowie die in diesen Vorschriften für Versicherte und Rentner
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vorgesehenen unterschiedlichen Regelungen sprechen dafür,

daß das Gesetz selbst die Empfänger von Rente nicht zu
den Versicherten im Sinne dieser Vorschriften hat rechnen

wollen° Ein einleuchtender Grund für die Abgrenzung der

Versicherten von den Rentnern wäre sonst nicht ersichtlicho

Das Gesetz stellt nicht nur in 5 1236 Abs° 1 und Abs° 2
RVO die Versicherten den Empfängern von Rente gegenüber‚

sondern auch in @ 1243 Abs° 1 und Abs° 2 RVO° Spricht
das Gesetz in der zwischen diesen Bestimmungen stehenden

Vorschrift des @ 1241 Abs„ 2 Satz 2 RVO von "Versicherten”,

so tut es dies, wie auch die Entstehungsgeschichte der Vor—

schriften zeigt, bewußt und schließt damit die Empfänger
von Rente von dieser Regelung auso In dem durch 5 31 des

Tuberkulosehilfegesetzes + 1HG — mit Wirkung vom 10
Oktober

1959 (@ 38 Abs° 1 THG) in die RVO eingefügten @ 1244 a
RVO werden Versicherte und Rentner ebenfalls ausdrücklich

unterschieden, nebeneinander genannt und gesonderten Rege—

lungen unterworfen° '

Das Gesetz hat von jeher bei der Regelung von Rehabilita—

tionsmaßnahmen zwischen Versicherten und Rentnern unter—

schiedeno Die Vorschrift des 5 1310 RVO aF, die bis zum
Inkrafttreten der Neuregelungsgesetze als damals alleinige

Rehabilitationsmaßnahme die Einleitung eines Heilverfahrens

vorschrieb, und ebenso @ 1305 RVO in der noch älteren
Fassung sahen vor9 daß ein Heilverfahren uoa° einem Ver—

sicherten9 aber auch einem zum Bezug von Invalidenrente

Berechtigten gewährt werden konnte„ Ebenso besagten die
Richtlinien über das Tuberkuloseversorgungswerk der Renten—

versicherung vom 3° Juni 1944 (AN 19449 150)9 daß zu dem

von der Rentenversicherung zu betreuenden Personenkreis der

erkrankte Versicherte gehörte und daß als Versicherte auch

dieser geschichtlichen Entwicklung her findet die Unter—
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scheidung von Versicherten und Rentnern in den @@1236
ff RVO ihre besondere Begründung; denn daß auch der Ge—

setzgeber der Neuregelungsgesetze bei den Rehabilita—

tionsvorschriften des neuen Rechts von dieser geschicht—

lich bedingten Unterscheidung der Versicherten und

Rentner ausgegangen ist9 wird durch die Entstehungsge—

schichte bestätigt„

In der Begründung des Regierungsentwurfs zu © 1241 RVG

(jetzt 5 1236 RVG) —BT—Druckso 11/2437 s„ 67 —heißt
es: "Absatz 2 erweitert die in Absatz 1 erteilte Er—

mächtigung bezüglich des Personenkreises° Dieselben

Maßnahmen wie für Versicherte sollen auch für Empfänger

von Invalidenrente und für Witwen und Witwer, die wegen
Invalidität die erhöhte Rente nach 5 1272 Abs„ 2 be—

ziehen‚ zulässig seinooo”° Insbesondere ergeben die

Gesetzesmaterialien zu 5 1241 Abs„ 2 Satz 2 BVG (= @ 18

Abs° 2 Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes

—AVG—)die Absicht des Gesetzgebers? daß die Vorschrift
des 5 1241 Abs° 2 Satz 2 BVG bewußt nur für das Über—

gengsgeld der Versicherten, nicht aber für alle Betreu—

ten, also nicht für Rentner gelten sollte° Noch in der

dem Kurzprotokoll der 152° Sitzung des Bundestagsaus—

schusses für Sozialpolitik am 190 Dezember 1956 als An—*

lage beigegebenen "Zusammenstellung der Beschlüsse des

Ausschusses für Sozialpolitik in zweiter Lesung zum
Angestelltenversicherungsgesetz —AVG—“ lautet @ 18 AVG

(= @ 1246 — jetzt @ 1241 — EVO) in Abs° 2 Satz 2: “Das
Übergangsgeld beträgt mindestens 50 V„H° und höchstens

80 VOHO des Arbeitsentgelts oder Arbeit$einkommens, das

‘im Durchschnitt der letzten zwölf mit Beiträgen belegten

Monate der Beitrag3entrichtung zugrunde lag"„ Erst in

der 135„ Sitzung am 100 Januar 1957 (Kurzprotökoll SD 5‚
7) beschloß der Ausschuß für Sozialpolitik: "In 5 1246
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(ArVNG‘— @ 18 (AnVNG) Abs„ 2 wird im Interesse der Klarheit
in Satz 2 hinter den Worten ”Das Übergangsgeld" eingefügt

"für Versicherte"o Dabei wurde offenbar versehentlich unter—

lassen, in Abs° 2 Satz 2, 2° Alternative sowie in Satz 4 des
@ 1241 Abs° 2 RVO das Wort “Betreuten” durch das Wort "Ver—

sicherten" zu ersetzen(]

Allerdings hatte die besondere Aufführung der Rentner neben

den Versicherten in den früheren Vorschriften der RVG über

Rehabilitationsmaßnahmen seine Berechtigung in dem früher

geltenden Recht der RVG aFo; denn die Rentner gehörten nicht

zu den Versicherten im Sinne der RVG aol4‘° Ein Versicherter,

der invalide wurde, schied aus dem Kreis der Versicherten
aus, weil jeder Versicherungsfall nach früherem Recht das

Versicherungsleben beendete (Hanow/Lehmenn„ RVG, 40 Buch‚

3„ Aufl„ @ 1226 Anmo e; Hanow/Lehmann/Bogs, Rentenversiche—

rung der Arbeiter,5° Aufl„ 5 1229, Randziffn 2)0 Das Recht
der Neuregelungsgesetze hat demgegenüber eine wesentliche

Änderung gebracht° Nunmehr wird das für den Versicherten

durch wirksame Versicherungsbciträge begründete Versicherungsn

verhältnis nicht mehr durch jeden Versicherungsfell beendet°

Nach Eintritt der Versicherungsfälle der BU oder der EU

läuft das Versicherungsverhältnis ohne Beitragsleistung

weiter; selbst wenn aus ihnen eine Rente bezogen wird

(Hanow/Lehmann/Bogs a.,aoo° @ 1229 Randziffo 2)0 Die einmal

erworbene Eigenschaft als Versicherter kann nach neuem Recht9

das die Anwartschaftserhaltung nicht mehr kennt, auch nicht

mehr verloren gehen; es sei denn, die Beiträge werden er—

stattet (Jantz—Zweng9 Das neue Recht der Rentenversicherung

der Arbeiter und der Angestellten, 20 Auflo‚ @ 1227 Anmo I)o

Mögen die Empfänger von Rente wegen BU oder wegen EU unter

dem geltenden Recht in diesem Sinne auch Versicherte sein,

so gehören sie doch nicht zu den "Versicherten" im Sinne

des 5 1241 Abso 2 Satz 2 RVG° Das Gesetz hat bei der Regelung

der Rehabilitationsmaßnahmen in 5 1244 a RVO grundsätzlich

alle Rentner der_Arbeiterrentenversicherung und in @ 1256
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Abs, 2 RVO diejenigen Versicherten, die aus bereits einge-

tretenen Versicherungsfüllen der BU oder EU Rente beziehen,

sowie die Empfänger von Hinterbliebenenrente, die wegen

BU die erhöhte Rente nach @ 1268 Abs, 2 Nr, 2 BVD er—
halten, in die von der Arbeiterrentenversicherung zu
gewährenden Rehabilitationsmaßnahmen mit einbezogen, ob—

schon sie bereits Rentner sind° Diese Rentner behandelt

das GeSetz im Rahmen der Rehabilitationsvorschriften un—
geachtet dessen, ob sie noch zu den Versicherten im all—

gemeinen Sinne zählen, gesondert und anders als die Ver—

sicherten, bei denen ein Versicherungsfall mit Renten-

bezug noch nicht eingetreten ist, Das Gesetz stellt sie

den Berechtigten gleich, die früher als Rentner ebenfalls

in den Kreis der Betreuten einbezogen waren, obgleich

sie aus der Versicherung ausgeschieden waren, Die Unter—

scheidung zwischen Versicherten und Rentnern sowie ihre

unterschiedliche rechtliche Behandlung bei der Gewährung

von Rehabilitationsmaßnahmen ist somit nicht nur von der

Sache her, sondern auch von der geschichtlichen Ent—

wicklung her bedingt, an der der Gesetzgeber, wie die

Entstehungsgeschichte der 55 1236 ff RVO zeigt, bewußt
festgehalten hat,

Die Beschlüsse der Organe der Beklagten— und damit die

vom VDR erlassenen Richtlinien — halten sich also in den

Grenzen der durch 5 1241 Abs° 2 RVO erteilten Ermächtiw

gung, die Höhe des Übergangsgeldes festzusetzen, wenn

sie für Rentner, die nicht rentenversicherungspflichtig
beschäftigt sind, die Vorschrift des 5 1241 Abs° 2 Satz

2 RVO nicht angewandt haben,

In den Beschlüssen der Beklagten ist aber auch von der

Ermächtigung in einer ihrem Zweck entsprechenden Weise

Gebrauch gemacht, wenn das Übergangsgeld für diese Rent—

ner in Höhe der Rente festgesetzt ist, obgleich das Ge«
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setz in @ 1241 Abs° 2 Satz 1 RVO vorschreibty daß die Höhe

des Übergangsgeldes unter Berücksichtigung der Zahl der

von dem Betreuten vor Beginn der Maßnahmen überwiegend unter—

haltenen Familienangehörigen festzusetzen ist° Zwar fallen

_unter den Begriff ”Betreute" im Sinne des @ 1241 Abs° 2
Satz 1 RVO — wie bereits ausgeführt — sowohl die Versicherten

als auch die Rentner„ Die Vorschrift gilt deshalb grundsätz-

lich auch für die Festsetzung der Höhe des Übergangsgeldes

für Rentnero Das Gesetz hat aber selbst unter Berücksichtigung

der in 5 1241 Abs° 2 RVO gezogenen Grenzen den Organen des
Trägers der Rentenversicherung einen weiten Ermessensspiel—

traum für die Festsetzung der Höhe des Übergangsgeldes einge—

räumt, um der Vielgsstaltigkeit der Fälle9 in denen Übergangs—

geld zu gewähren ist? Rechnung tragen zu könneno Die gesetz-

lichen Rahmenvorschriften in @ 1241 Abs° 2 RVO für die
Festsetzung der Höhe des Übergangsgeldes lassen erkennen,

daß das Gesetz nur wenige Grundlinien dafür vorgezeichnet

hat, in welcher Weise die Organe der Rentenversichsrungsträger

die Höhe des Ubergangsgeldés bestimmen solleno So gilt @

1241 Abso 2 Satz 2 RVG schon nur für solche Versicherte, die

die dort aufgestellten Voraussetzungen erfüllen° Für alle

übrigen Versicherten — selbst für diejenigen, die den be—

sonderen Voraussetzungen des 5 1244 a Abso 2 Satz 1 RVO

1° Alternative genügen — überläßt es das Gesetz bereits den

Organen der Rentenversicherungsträger, die Höhe des Über—

.gangsgeldes nach pflichtgemäßem Ermessen festzusetzen, und

ebenso für die Empfänger von Hinterbliebenenrente im Sinne

des'é 1236 Abs° 2 RVO9 für die Ehegatten und Kinder im Sinne

des 5 1244 a Abs() 1 und 2 RVG, für welche den Versicherten

sowie den Rentnern bis zur Vollendung des 650 Lebensjahres

gemäß @ 1244 aAbs° 6 Buchst„ c RVO Übergangsgeld zu zahlen

ist, und schließlich für die Empfänger von Rente wegen BU

oder EU im Sinne des @ 1236 Abs„ 2 EVO sowie für Rentner

im Sinne des 5 1244 a RVO° .
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Ist hiernach den Organen des Versicherungsträgers ein

weiter Ermessensspielraum eingeräumt, so wäre von dem

Ermessen nur dann in einer der Ermächtigung nicht ent—

sprechenden Weise Gebrauch gemacht, wenn die Festsetzung

des Übergangsgeldes für nicht rehtenversicherungspflichtig

beschäftigte und nicht freiwillig versicherte Rentner in

Höhe ihrer Rente nicht dem Sinn und Zweck sowie dem Ziel

des Gesetzes Rechnung trüge° Die Festsetzung der Höhe

des Übergangsgeldes für Rentner in Höhe ihrer Rente

entspricht aber dem mit der Zahlung von Übergangsgeld

verfolgten Gesctzeszwecko Mit der Gewährung des Übergangs—

geldes soll dem Betreuten und seinen Familienangehörigen

während der Durchführung der Maßnahmen die bisherige,

von seinem Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen be—

strittene, wirtschaftliche Lebensführung weitgehend

ermöglicht werden° Die wirtschaftliche Lage des Betreu—

ten soll während der Durchführung der Rehabilitations—
maßhahmen möglichst unverändert bleiben, nicht aber soll

der Betreute durch das Übergangsgeld mehr erhalten, als

ihm vor und nach den Maßnahmen für seine wirtschaftliche

Lebensführung zur Verfügung stand, wie sich aus der Be«

grenzung des Übergangsgeldes auf höchstens 80 vom Hun—

dert des Arbeitseinkommens in 5 1241 Abs, 2 Satz 2 BVG

ergibt, Dem würde es widersprechen, wenn der Rentner,

durch Anwendung dieser Vorschrift auch auf ihn, zu

einem höheren Übergangsgeld gelangte als der Betrag
seiner Rente ausmachte (Urteil des erkennenden Senats

vom 13° Oktober 1967 in SozR Nr° 7 zu @ 1241 RVO)„NaCh

der Rahmenvorschrift des @ 1241 Abs() 2 Satz 2 BVG ist

schon für Versicherte nur das aus einer rentenversiche_

rungspflichtigen Erwerbstätigkeit erzielte Arbeitsent—

gelt oder Arbeiteeinkommen zu berücksichtigen und dieses

auch nur in einer bestimmten Höhe° Durch die Zahlung des

Übergangsgeldes ist daher eine wirtschaftliche Sicher—
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stellung der Betreuten nur in beschränktem Umfang gesetzlich

vorgesehen; sowohl der Versicherte als auch der Rentner
müssen gewisse Nachteile in Kauf nehmen (BSG in SozR Nr, 9

zu © 1241 RVO)° Wird dem Rentner, der zur Zeit der Bewilli—

gung der Rehabilitationsmaßnahmen keiner rentenversicherungs—

pflichtigen Beschäftigung mehr nachgegangen ist, während

der Durchführung von Rehabilitationsmaßnahmen das Übergangs»

geld stets in Höhe seiner Rente gewährt, so wird ihm damit

die wirtschaftliche Lebensführung ermöglicht, auf die er
sich Vor Beginn der Maßnahmen durch den Bezug der — an die

Stelle des Arbeitsentgelts getretenen — Rente eingerichtet

hatte° ‘

Ob das Übergangsgeld für Rentner durch die Organe des Renten—

‘versicherungsträgers in anderer Veise hätte festgestellt #
werden können, kann nicht untersucht werden, weil die

Zweckmäßigkeit, die Billigkeit und die Angemessenheit der

Ermessensentschließung, wenn sie sich innerhalb der gesetz—

lichen Grenzen hält, nicht geprüft werden kann; denn das

Gericht darf sein eigenes Ermessen nicht an die Stelle des

Berechtigten setzen, Selet wenn die Höhe des Übergangs—

geldes für Rentner in einer anderen Weise hätte bestimmt

werden können, als es in den Richtlinien des VDR geschehen

ist, so kann doch nicht festgestellt werden, daß die von den

Organen der Beklagten getroffene Ermessensentscheidung fehler—

haft wäre„ '

Die Beklagte hat das Übergangsgeld des Klägers für die Zeit

seiner stationären Heilbehandlung nach den Beschlüssen ihrer

Organe und den Richtlinien des VDR zu Recht in Höhe der

Rente festgestellt, so daß der Anspruch auf Gewährung_eines

“höheren Übergangsgeldes nicht begründet ist, Auf die Revision
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der Beklagten ist deshalb das angefochtene Urteil aufzu«

heben und die Klage abzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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